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I. Überblick über politische Fragen und 
Entwicklungen 

Das erste Halbjahr 2008 unter den Vorsitzstaaten Slowa- 
kei (November 2007 bis Mai 2008) und Schweden (Mai 
bis November 2008) stand, wie bereits die vorangehen- 
den Vorsitze, weitgehend im Zeichen der weiteren Um- 
setzung der Beschlüsse des Warschauer Europaratsgipfels 
von 2005. Ebenso wie zuvor Serbien (Mai 2007 bis No- 
vember 2007) übernahm die Slowakei das erste Mal den 
Vorsitz im Europarat. 

ln seiner Schwerpunktsetzung orientierte sich der slo- 
wakische Vorsitz weitgehend an den großen Linien der 
Vorgänger - Verhältnis Europäische Union - Europarat, 
Umsetzung des Warschauer Aktionsplans, Fokussierung 
auf die Kemaufgaben des Europarats. Ein deutlicher eige- 
ner Akzent war in der Betonung des Themas Belarus aus- 
zumachen. Hier ging die Slowakei neue Wege und trug 
damit dazu bei, den schwierigen Beziehungen zu dem 
Nachbarn Belarus einen positiven Impuls zu geben. 

Die politische Entwicklung zu Beginn des Jahres 2008 
stand ganz im Zeichen der Unabhängigkeitserklärung des 
Kosovo am 17. Februar 2008. Die Debatte um die Aner- 
kennung der Unabhängigkeit, auch in der Europäischen 
Union (EU) nicht einig geführt, fand ihren Widerhall in 
den verschiedenen Gremien des Europarats wie Minister- 
komitee und Parlamentarischer Versammlung. Die ableh- 
nende Position Serbiens wurde vor allem durch Russland 
unterstützt, aber auch durch einige EU-Mitgliedstaaten 
wie etwa Spanien und Zypern. Dem Kosovo dürfte an 
größtmöglicher Unterstützung durch die Staatengemein- 
schaft und an Einbindung in internationale Organisatio- 
nen - und damit eines Tages auch in den Europarat - ge- 
legen sein. Im Berichtszeitraum ergaben sich hierzu, 
abgesehen von den Debatten für und wider eine Anerken- 
nung, keine konkreten Entwicklungen. 

Ein Markstein für die deutsche Politik im Europarat war 
der offizielle Besuch von Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel in Straßburg am 15. April 2008 anlässlich der 
Frühjahrssitzung der Parlamentarischen Versammlung. 
Die Bundeskanzlerin hat vor der Parlamentarischen Ver- 
sammlung eine viel beachtete Rede gehalten. Darin wür- 
digte sie den Europarat als „große europäische Erfolgs- 
geschichte“ und unterstrich die wertvolle Rolle des 
Europarats als Wächter über die Werte Europas. Wichtig 
sei die Pflicht zu gegenseitiger Kontrolle und zur Einmi- 
schung in innere Angelegenheiten, wenn es Schwierig- 
keiten bei der Einhaltung der gemeinsamen Werteord- 
nung gebe. Nachdrücklich rief die Bundeskanzlerin dazu 
auf, im Kampf gegen den Terrorismus die schwierige Ba- 
lance zwischen Abwehrmaßnahmen und Aufrechterhal- 
tung der Grund- und Freiheitsrechte der Bürgerinnen und 
Bürger zu wahren. Zum gemeinsamen Wertekanon ge- 
höre auch der Anspruch, der Globalisierung ein menschli- 
ches Antlitz zu geben. An die russischen Abgeordneten 
appellierte sie, die Reform des überlasteten Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte voranzubringen und das 
Reform Vorhaben - Zusatzprotokoll 14 - als letzter der 
47 Mitgliedstaaten zu ratifizieren. Ein - gerade im Euro- 


paratsumfeld sehr positiv aufgenommener - Besuch des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte war Be- 
standteil der Visite. 

Die 118. Tagung des Ministerkomitees fand am 7. Mai 
2008 in Straßburg statt. Die Grundstimmung war positiv 
und ergebnisorientiert. Das Weißbuch zum interkulturel- 
len Dialog wurde nach langen Vorarbeiten finalisiert und 
dem Ministerkomitee zur Annahme vorgelegt. 

II. Generalsekretär 

Generalsekretär Terry Davis konzentrierte sich im Be- 
richtszeitraum wie in den Jahren zuvor vor allem darauf, 
dem Europarat entsprechend den Beschlüssen des War- 
schauer Gipfels ein klareres Profil sowohl nach innen als 
auch in der Außenwirkung - insbesondere gegenüber ver- 
wandten Organisationen wie der EU und der OSZE - zu 
verschaffen. Eine rege Reisetätigkeit, verbunden mit der 
Teilnahme an Konferenzen und Seminaren, war Teil die- 
ser Agenda. Der Generalsekretär warb in seinen Kontak- 
ten regelmäßig für die Zeichnung bzw. Ratifizierung der 
Übereinkommen des Europarats, in Kontakten mit Vertre- 
tern Russlands insbesondere auch weiterhin sehr enga- 
giert für eine Ratifizierung des 14. Zusatzprotokolls. 

Im Innenbereich des Europarats trieb der Generalsekretär 
die Reform der Verwaltung voran. Der Erfolg der einge- 
leiteten Maßnahmen kann noch nicht abschließend beur- 
teilt werden. Allerdings mehrten sich Stimmen aus dem 
Sekretariat, die dem Generalsekretär strategische Fehlein- 
schätzungen vorwarfen. Diese Diskussion dürfte auch im 
Lichte der Nachfolge Davis’ (Mitte 2009) zu sehen sein. 

Das Projekt „Europaschule“ in Straßburg war dem Gene- 
ralsekretär von Beginn an ein großes Anliegen. Überle- 
gungen und Vorarbeiten liefen hierzu seit vielen Jahren. 
Im Berichtszeitraum wurde das Projekt energisch voran- 
getrieben (die „Ecole europeenne de Strasbourg“ wurde 
am 4. September 2008 durch den Generalsekretär und den 
Straßburger Bürgermeister Roland Ries feierlich eröff- 
net). 

III. Ministerkomitee 

1. Vorsitze und Themen 

Seit November 2007 hatte die Slowakei den Vorsitz inne; 
am 7. Mai 2008 folgte Schweden nach. Folgende Schwer- 
punktthemen standen während des Berichtzeitraumes im 
Mittelpunkt der Arbeit des Ministerkomitees: 

- Reform des Europäischen Gerichtshofes für Men- 
schenrechte bei weiterhin ausstehender Ratifizierung 
von Zusatzprotokoll 14 durch Russland. 

- Einrichtung des Human Rights Trust Fund bei der Ent- 
wicklungsbank des Europarats. 

- Umsetzung des während der deutschen EU-Ratspräsi- 
dentschaft Unterzeichneten Memorandum of Under- 
standing zwischen Europarat und EU; Vorlage des ers- 
ten Folgeberichts zum Stand der Umsetzung im Mai 
2008. 
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- Inkrafttreten des im Mai 2005 zur Zeiehnung aufge- 
legten Europaratsübereinkommens gegen Mensehen- 
handel. 

- Finalisierung (Mai 2008) und erste Sehritte zur Imple- 
mentierung des Weißbuehes zum Interkulturellen Dia- 
log. 

Am 14. März 2008 wurde naeh entspreehender Autorisie- 
rung des Komitees der Ministerbeauftragten am 16. Ja- 
nuar 2008 und Zustimmung des Verwaltungsrats der Ent- 
wieklungsbank des Europarats zwisehen dem Europarat, 
der Bank und Norwegen ein Abkommen zur Einriehtung 
des Human Rights Trust Fund unterzeiehnet. Norwegen 
hatte ein Startkapital von einer Mio. Euro zur Verfügung 
gestellt. Der Fonds zielt auf die Förderung von Projekten 
zur Verbesserung der nationalen Umsetzung der Europäi- 
sehen Mensehenreehtskonvention sowie von Urteilen des 
Europäisehen Geriehtshofs für Mensehenreehte ab und 
soll diesen dadureh langfristig entlasten. Wegen dieser für 
den Geriehtshof wiehtigen Zielsetzung beteiligte sieh 
aueh Deutsehland neben den Niederlanden mit einem Be- 
trag in Höhe von 500 000 Euro an dem Fonds. Erste Pro- 
jekte sollen sieh auf den Westbalkan und Staaten im Kau- 
kasus konzentrieren, etwa zur Niehtumsetzung von 
Urteilen des Geriehtshofs und zur Problematik überfüllter 
Gefängnisse. 

Am 25. März 2008 wurde der erste Jahresberieht zur 
Überwaehung der Umsetzung der Urteile des Geriehts- 
hofs vorgestellt und aueh auf dessen Webseite publiziert. 
Ziel ist die Gewährleistung höherer Transparenz und eine 
bessere öffentliehe Darstellung der Tätigkeit des Ge- 
riehtshofes. 

Die Verbesserung der Beziehungen zu dem Nieht-Mit- 
gliedstaat Belarus waren dem slowakisehen Vorsitz ein 
besonderes Anliegen. So konnte am 24. April 2008 naeh 
sehwierigen Vorarbeiten in Minsk ein Expertentreffen zu 
Verfassungsfragen sfattfinden. Neben dem slowakisehen 
Vorsifz nahmen Vertrefer des Verfassungsgeriehfs und des 
Außenminisferiums von Belarus sowie der Venedigkom- 
mission des Europarats teil. Die Absieht des slowaki- 
sehen Vorsitzes, eine größere Konferenz zur allgemeinen 
Zusammenarbeit von Belarus mit dem Europarat dureh- 
zuführen, hatte trotz intensiver Vorarbeiten keinen Erfolg. 
Die Gespräehe zur Einriehtung eines innerhalb der Uni- 
versität gelegenen öffentlieh zugängliehen Informations- 
punkten in Minsk wurden fortgeführt, aber nieht finali- 
siert. 

Die 118. Tagung des Ministerkomitees am 7. Mai 2008 
zeiehnete sieh dureh eine positive Grundstimmung aus. 
Das vom slowakisehen Vorsitz foreierte neue Tagungsfor- 
mat, das eine formelle Sitzung mit zeitlieh begrenzten 
Redebeiträgen der Minister sowie eine ansehließende in- 
formelle Ausspraehe zu einem Sehwerpunktthema beim 
Mittagessen nur für Minister vorsieht, bewährte sieh. Als 
Follow-Up zu dem im Mai 2007 unterzeiehneten Memo- 
randum of Understanding zwisehen Europarat und EU 
wurde der 118. Ministertagung ein erster Implementie- 
mngsberieht vorgelegt. Darin sind eine Reihe konkreter 
Beispiele für eine intensivere Zusammenarbeit beider Or- 


ganisationen aufgeführt. Die auf Synergie und Kohärenz 
abzielende Kooperation war aueh Gegenstand des Vierer- 
Treffens (Quadripartite - Meeting) zwisehen der EU und 
dem Europarat am 10. März 2008 sowie beherrsehendes 
Thema im Meinungsaustauseh zwisehen EU-Kommissar 
Jan FigeF und dem Ministerkomitee am 22. April 2008 
zum Thema Interkultureller Dialog. Das der Ministerta- 
gung naeh langen Vor- und Textarbeiten vorgelegte 
„Weißbueh zum interkulturellen Dialog“ muss nun dureh 
Seminare, Konferenzen und ähnliehe Veranstaltungen in- 
haltlieh umgesetzt werden, um zu einem besseren weeh- 
selseitigen Verständnis der Kulturen innerhalb wie außer- 
halb der Mitgliedstaaten des Europarats zu gelangen. Der 
Bitte des Generalsekretariats naeh einer Übersetzung des 
Weißbuehs ins Deutsehe konnte dureh das Auswärtige 
Amt entsproehen werden. Am 8. April 2008 fand eine 
Konferenz zur „religiösen Dimension des interkulturellen 
Dialogs“ statt. Maßgeblieh von San Marino initiiert und 
in der Folge des damaligen Vorsitzes stehend fand die 
Konferenz unter Leitung des Außenministers von San 
Marino, Fiorenzo Stolfl, statt. 

2. Haushalt 

Der vom Ministerkomitee im Dezember 2007 besehlos- 
sene Haushalt des Europarats für 2008 betrug 274 Mio. 
Euro einsehließlieh der Teilabkommen, Sonderhaushalte 
und der European Youth Foundation. Der Anstieg gegen- 
über dem Vorjahr, im Wesentliehen für den Kemhaushalt 
(201 Mio. Euro) - und hier vor allem für den Europäi- 
sehen Geriehfshof für Mensehenreehfe aufgrund seiner 
anerkannf sehwierigen Lage - konnfe aufgrund sfrikfer 
Priorifätensefzung dureh die Mifgliedsfaafen und den Eu- 
roparaf selbsf auf 1,5 Prozenf begrenz! werden. Die deut- 
sehen Beitragsleistungen zum Gesamthaushalt des Euro- 
parats betrugen in 2008 insgesamt knapp 33 Mio. Euro 
und damit - infolge Beitragsmindemder Verwendung von 
Vorjahresübersehüssen - geringfügig weniger als 2007. 

IV. Parlamentarische Versammlung 

Während des Beriehtzeitraums fanden Sitzungen der Par- 
lamentarisehen Versammlung im Januar, April und im 
Juni statt. 

Zu Beginn der Wintersitzung (21. bis 25. Januar 2008) 
wurde der Vorsitzende der sozialistisehen Fraktion, Lluis 
Maria de Puig aus Spanien, als Naehfolger des Niederlän- 
ders Rene van der Linden, EVP -Fraktion, zum neuen Vor- 
sitzenden der Parlamentarisehen Versammlung gewählt. 
De Puig hatte keinen Gegenkandidaten. Vorangegangen 
war eine interfraktionelle bis 2017 geltende Rotationsver- 
einbarung. 

Inhaltlieh besehäftigte sieh die Parlamentarisehe Ver- 
sammlung in der Sitzung mit einer breiten Themenpa- 
lette; so wurde etwa eine Debatte zum Status des Kosovo 
geführt und eine Entsehließung verabsehiedet, die zu 
Fortsetzung der Suehe naeh Kompromissen aufforderte. 
Weiterhin gab es eine Debatte zu den russisehen Duma- 
Wahlen im Dezember 2007, die dureh eine Delegation der 
Parlamentarisehen Versammlung beobaehtet worden war. 
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und zu den Präsidentschaftswahlen in Georgien am 5. Ja- 
nuar 2008. Berichterstatter Mätyäs Eörsi aus Ungarn 
kritisierte zum Teil erhebliche Unzulänglichkeiten am 
Wahltag, ln seiner Rede vor der Parlamentarischen Ver- 
sammlung am 24. Januar 2008 zeichnete der georgische 
Präsident Mikheil Saakashvili ein uneingeschränkt positi- 
ves Bild der politischen und wirtschaftlichen Lage des 
Landes. Allerdings gestand er Verbesserungsbedarf bei 
demokratischen Standards ein. Darüber hinaus wurde 
eine intensive Plenardebatte zu den Listungsverfahren der 
Vereinten Nationen und der EU im Rahmen der Terroris- 
musbekämpfung geführt. Berichterstatter Dick Marty, 
Schweiz, betonte, dass der legitime Kampf gegen den 
Terrorismus niemals die Gebote und Standards des eige- 
nen Rechtssystems unterminieren dürfe. 

Im Zentrum der Frühjahrs Sitzung (14. bis 18. April 2008) 
stand die Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
vor der Parlamentarischen Versammlung und ihr Besuch 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Ihre 
Visite wurde als starkes Signal der Wertschätzung des Eu- 
roparats und des Europäischen Gerichtshofs für Men- 
schenrechte wahrgenommen, ihre Rede als Plädoyer für 
eine werteorientierte Außenpolitik und als Bekenntnis 
zum Europarat als „europäischem Gewissen“. Die Bun- 
deskanzlerin nutzte ihren Aufenthalt in Straßburg für ei- 
nen Besuch des Europäischen Gerichthofs für Menschen- 
rechte, im Rahmen dessen sie auch ein Gespräch mit dem 
Präsidenten des Gerichtshofs, Jean-Paul Costa, zur aktu- 
ellen Überlastung des Gerichts führte. 

Auch die ukrainische Ministerpräsidentin Julia Timo- 
schenko und der französische Außenminister Bemard 
Kouchner sprachen vor der Parlamentarischen Versamm- 
lung; Ministerpräsidentin Yulia Timoschenko legte den 
Schwerpunkt auf innenpolitische Themen wohingegen 
Außenminister Kouchner vorrangig zur Lage der Men- 
schenrechte in weltweiter Perspektive vortrug, ln einer 
Dringlichkeitsdebatte zu Armenien wurde die Einrich- 
tung einer unabhängigen Kommission zur Untersuchung 
der Vorfälle am 1. März 2008 und die sofortige Freilas- 
sung der Inhaftierten gefordert; dabei wurde die Möglich- 
keit der Suspendierung der Stimmrechte der armenischen 
Delegierten für die Junisitzung in den Raum gestellt. 

Interessant war ein vom Ausschuss der Parlamentarischen 
Versammlung für Politische Fragen am Rande der Sit- 
zung kurz nach den Unruhen in Tibet initiiertes Hearing 
zum Thema „Die Situation in China kurz vor den Olym- 
pischen Spielen“. Offizielle chinesische Vertreter waren 
ebenso geladen wie Kritiker der dortigen Menschen- 
rechtssituation, so etwa ein Vertreter des Dalai Lama; al- 
lerdings nahmen erstere an der Diskussion nicht teil. 

ln der Junisitzung der Versammlung (23. bis 27. Juni 
2008) wurde die Diskussion der Aprilsitzung zu Arme- 
nien wieder aufgenommen. Die Parlamentarische Ver- 
sammlung wiederholte die dort an Armenien gestellten 
Forderungen - Aufhebung der Benachteiligung der Oppo- 
sition, freier Medienzugang, Einrichtung einer unabhän- 
gigen Kommission zur Untersuchung der Vorkommnis- 
sen am 1. März 2008. Armenien erhielt einen Aufschub 
zur Problemlösung bis zur Januarsitzung. Außerdem 


führte die Versammlung eine engagierte Debatte zu Aser- 
baidschan. Auch die Türkei war im Blickpunkt mit einer 
Aussprache zu dem „Funktionieren demokratischer Insti- 
tutionen in der Türkei“. Die türkische Regierung wurde 
aufgerufen, den Grundsatz der Gewaltenteilung zu re- 
spektieren und politische Reformen voranzubringen. Die 
Parlamentarische Versammlung beauftragte den Monito- 
ring-Ausschuss, die Entwicklung im Lande intensiv zu 
beobachten und schloss die Möglichkeit intensiverer 
Überwachung nicht aus. 

Außerdem wurde eine Grundsatzdebatte über den „Zu- 
stand der Demokratie in Europa“ unter Einschluss von 
Sprechern aus der Zivilgesellschaft geführt. 

Die Diskussion zu China wurde fortgeführt. Grundlage 
war der Bericht des Berichterstatters Jean-Claude Mignon 
aus Frankreich „General Policy debate on the Situation in 
China“. Der im Duktus vorsichtige Bericht betont das im 
wirtschaftlichen Bereich Erreichte; hebt aber gleichwohl 
erhebliche Defizite nicht zuletzt im Bereich Menschen- 
rechte hervor; er wurde mit einem Entschließungsantrag 
angenommen. Darin signalisiert die Parlamentarische 
Versammlung auch Bereitschaft, eine „fact-finding mis- 
sion“ nach China zu entsenden, um vor Ort mehr Infor- 
mationen über die Gesamtsituation zu erhalten. 

V. Europäischer Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR) 

1 . Reform 

Über die Lage des Gerichtshofs und mögliche Reform- 
schritte gab es in den letzten Jahren zahlreiche Untersu- 
chungen und Berichte wie etwa den des Weisenrats oder 
den von Lord Woolf Der Gerichtshof selbst hat eine 
Reihe von Organisationsverbesserungen vorgenommen. 
Zusammen mit einer Aufstokkung des Personals der 
Kanzlei um jährlich etwa 30 bis 40 wissenschaftliche 
Mitarbeiter hat dies zu einer deutlichen Effektivitätsstei- 
gerung geführt. Das Potential von Maßnahmen, die ohne 
eine Änderung der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion ergriffen werden können, ist nahezu ausgeschöpft. 
Dennoch konnte dadurch das Überlastungsproblem nicht 
gelöst werden. Pro Jahr gehen etwa 50 000 Beschwerden 
ein, der Gerichtshof erledigt derzeit knapp 32 000. Es 
wird also weiterhin ein Rückstand aufgebaut. 

Das 14. Protokoll zur Reform des Gerichtshofs soll den 
Gerichtshof in die Lage versetzen, mit seiner Arbeitslast 
besser fertig zu werden. Von dem Protokoll verspricht 
sich der Gerichtshof eine Steigerung seiner Erledigungen 
um ungefähr 25 Prozenf. Das Protokoll tritt jedoch erst in 
Kraft, wenn alle Mitgliedstaaten es ratifiziert haben. Dies 
wird von Russland, das zwar gezeichnet, jedoch als einzi- 
ger Staat noch nicht ratifiziert hat, blockiert. 

Die Debatte über die weitere Reform des EGMR wurde 
im Berichtszeitraum geführt und derzeit auf verschiede- 
nen Ebenen des Europarats intensiv fortgesetzt. Die 
Überlegungen konzentrieren sich dabei auf die Frage, wie 
dem Gerichtshof auf rechtlich fundierter Basis auch ohne 
das Inkrafttreten des 14. Protokolls kurzfristig geholfen 
werden kann. 
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2. Entscheidungen des EGMR gegen 
Deutschland mit besonderem 
öffentlichem Interesse 

In dem Individualbeschwerdeverfahren Gäfgen gegen 
Deutschland urteilte eine Kammer des EGMR am 
30. Juni 2008 mit sechs Stimmen zu einer, dass der Be- 
schwerdeführer nicht mehr behaupten könne, Opfer einer 
Verletzung von Artikel 3 (Verbot der Folter und un- 
menschlicher oder erniedrigender Behandlung) der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention zu sein, und dass 
keine Verletzung von Artikel 6 (Recht auf ein faires Ver- 
fahren) der Europäischen Menschenrechtskonvention 
vorläge. Der Beschwerdeführer hatte im September 2002 
einen elfjährigen Jungen entführt, getötet und anschlie- 
ßend versucht, von dessen Eltern die Zahlung von einer 
Million Euro als Lösegeld zu erzwingen. Er wurde am 
28. Juli 2003 vom Landgericht Frankfurt am Main unter 
anderem wegen Mordes in Tateinheit mit erpresserischem 
Menschenraub zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe ver- 
urteilt. Der Beschwerdeführer hatte sich gegen die zur 
Rettung des Opfers erfolgte Androhung von Folter im Po- 
lizeigewahrsam gewandt und vorgetragen, dass insoweit 
ein Verstoß gegen Artikel 3 EMRK vorliege und die Ver- 
wendung der aufgrund der unzulässigen Androhung er- 
haltenen Informationen im nachfolgenden Strafverfahren 
Artikel 6 EMRK verletzt habe. Der Gerichtshof bewertete 
zwar die Behandlung des Beschwerdeführers während 
seiner Befragung am 1. Oktober 2002 als unmenschlich 
und gegen Artikel 3 EMRK verstoßend. Dabei unterstrich 
er den absoluten Charakter des Verbots von Maßnahmen, 
die gegen Artikel 3 verstoßen, unabhängig vom Verhalten 
des Beschwerdeführers und selbst dann, wenn die Miss- 
handlung dem Zweck dienen soll, Informationen zur Ret- 
tung von Menschenleben zu erlangen. Der Gerichtshof 
war jedoch davon überzeugt, dass die innerstaatlichen 
Gerichte dem Beschwerdeführer ausreichend Genugtu- 
ung geleistet hatten, so dass dieser nicht mehr behaupten 
konnte, Opfer einer Verletzung von Artikel 3 zu sein. Ins- 
besondere sei Genugtuung durch die ausdrückliche Aner- 
kennung der deutschen Gerichte, dass die Behandlung 
des Beschwerdeführers bei seiner Befragung am 1 . Okto- 
ber 2002 gegen Artikel 3 EMRK verstoßen hatte und 
durch die effektive Strafverfolgung und Verurfeilung der 
verantwortlichen Polizeibeamten gewährt worden. So- 
weit der Beschwerdeführer rügte, das Verfahren sei unfair 
gewesen, stellte der Gerichtshof fest, dass unter den be- 
sonderen Umständen des Falles, und insbesondere in An- 
betracht der verlässlichen Beweismittel, die infolge der 
polizeilichen Beobachtung des Beschwerdeführers seit 
der Lösegeldabholung verfügbar waren, die durch das er- 
zwungene Geständnis erlangten Beweismittel lediglich 
von unterstützender Natur für die Verurfeilung des Be- 
schwerdeführers gewesen seien. Ihre Verwertung habe 
daher die Verteidigungsrechte nicht ausgeschlossen und 
das Verfahren nicht insgesamt unfair gemacht. Außerdem 
stellte der Gerichtshof fest, dass Artikel 6 EMRK auch 
deshalb nicht verletzt worden sei, da die Verurteilung des 
Beschwerdeführers im Wesentlichen auf seinem erneuten 
Geständnis in der Verhandlung basiert habe, das er nach 
eindeutiger Belehrung durch das Gericht über die Unver- 


wertbarkeit seines unter Androhung von Folter im Poli- 
zeigewahrsam gemachten Geständnisses getätigt habe. 
Der Gerichtshof erkannte an, dass der Beschwerdeführer 
das zweife Gesfändnis freiwillig aus Reue und als Ent- 
schuldigung abgegeben habe. Der Beschwerdeführer haf 
gegen die Enfscheidung die große Kammer des Gerichts- 
hofs angerufen. 

Am 6. Mai 2008 erklärte der EGMR die Individual- 
beschwerde R. u. a. gegen Deutschland mehrheitlich für 
offensichtlich unbegründet und damit nach Artikel 35 
Absatz 4 EMRK unzulässig. Die vier deutschen Be- 
schwerdeführer, Frau R., Herr P. und ihre beiden Kinder, 
haften sich gegen die Regelung des § 1617 Absatz 1 BGB 
gewandt, wonach Eltern, die keinen Ehenamen führen 
und denen die Sorge ihrer Kinder gemeinsam zusfeht, ih- 
ren Kindern keinen Doppelnamen als Geburfsnamen ge- 
ben können. Dies versfoße gegen ihr Rechf aus Artikel 8 
EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienle- 
bens), denn es schränke ihr Namensbestimmungsrecht 
unzulässig ein und schließe gar die Annahme eines Dop- 
pelnamens für die Kinder aus. Der Gerichfshof sfellfe 
fesf, dass die Weigerung der deutschen Behörden, die 
Doppelnamen einzutragen, nicht unzulässig in das Privat- 
und Familienleben der Beschwerdeführer nach Artikel 8 
Absatz 1 EMRK eingreife. Die Ablehnung der Eintra- 
gung des Doppelnamens stelle vielmehr einen fairen Aus- 
gleich zwischen dem öffentlichen Interesse - Vermeidung 
von Nachteilen für künftige Generationen - und dem pri- 
vaten Interesse der Beschwerdeführer dar, den Kindern 
offiziell den Gebrauch der Namen beider Eltern zu er- 
möglichen. Dies vor allem, da die Kinder ihre Doppelna- 
men im gesellschaftlichen Leben weiterhin verwenden 
könnten. Artikel 8 EMRK schütze zwar das Recht auf 
Namensgebung bzw. -tragung, jedoch stelle nicht jede 
Namensregelung zwangsläufig einen Eingriff dar, insbe- 
sondere könne die Beschränkung der Bestimmung von 
Doppelnamen im öffentlichen Interesse zulässig sein. Der 
EGMR war ferner der Auffassung, dass die Regelung des 
§1617 Absatz 1 und 2 BGB keine diskriminierende Wir- 
kung im Sinne von Artikel 14 EMRK für einen der Ehe- 
partner enffalte, da die Eltern bei der Wahl zwischen dem 
Namen des Ehemanns und dem Namen der Ehefrau frei 
seien. 

3. Urteile des EGMR mit besonderer 
Bedeutung 

Mit 10 zu 7 Stimmenmehrheit stellte die Große Kammer 
des EGMR am 22. Januar 2008 in der Sache E. B. gegen 
Frankreich fest, dass die Ablehnung eines Adoptionsersu- 
chens der in gleichgeschlechtlicher Beziehung lebenden 
Beschwerdeführerin gegen Artikel 14 (Diskriminierungs- 
verbot) in Verbindung mit Artikel 8 (Recht auf Achtung 
des Privat- und Familienlebens) EMRK verstoße. Der 
Gerichtshof stellte fest, dass die Homosexualität der An- 
tragstellerin und ihr Singlestatus die bestimmenden Fak- 
toren für die Zurückweisung des Anfrages gewesen seien, 
obwohl nach dem französischen Gesefz ausdrücklich 
auch Singles einen Anfrag zur Adoption stellen können 
und die Präsenz einer andersgeschlechtlichen Person 



Drucksache 16/12858 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


nicht vorschreiben. Daher sei eine nicht gerechtfertigte 
unterschiedliche Behandlung der Antragstellerin gege- 
ben, die eine Verletzung der Konvention darstelle. 

Am 29. Januar 2008 stellte die Große Kammer des 
EGMR in der Sache Saadi gegen Vereinigtes Königreich 
fest, dass die siebentägige Inhaftierung eines irakisch- 
kurdischen Asylbewerbers zur Prüfung seines Asylantra- 
ges zwar nicht gegen Artikel 5 Absatz 1 EMRK (Recht 
auf Freiheit und Sicherheit) jedoch gegen Artikel 5 Ab- 
satz 2 EMRK (Recht auf Information über die Gründe der 
Festnahme) verstoßen habe. Zur Begründung seiner Ent- 
scheidung führte der Gerichtshof an, dass die Inhaftie- 
rung des Beschwerdeführers nach Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe f EMRK gerechtfertigt gewesen sei, da sie 
während eines beschleunigten Asylverfahrens zur Verhin- 
derung seiner unerlaubten Einreise erfolgt sei. Zudem 
hätten im Anhaltelager angemessene Bedingungen ge- 
herrscht und die siebentätige Haft mit Entlassung am Tag 
nach Zurückweisung seines Asylersuchens nicht den ver- 
folgten Zweck überschritten. Allerdings stellte die Große 
Kammer einstimmig fest, dass die Tatsache, dass der Be- 
schwerdeführer erst 76 Stunden nach seiner Inhaftierung 
vom wahren Grund seiner Festnahme erfuhr, gegen Arti- 
kel 5 Absatz 2 EMRK verstoßen habe. Dieser Zeitraum 
überschreite nach Auffassung des Gerichtshofes die ge- 
setzliche Voraussetzung „innerhalb kurzer Frist“. 

Im Fall Saadi gegen Italien urteilte die Große Kammer 
des Gerichtshofs am 28. Februar 2008 einstimmig, dass 
die Auslieferung des tunesischen Beschwerdeführers 
nach Tunesien Artikel 3 EMRK (Verbot von Folter und 
unmenschlicher Behandlung) verletzen würde. Der Ge- 
richtshof begründete seine Entscheidung damit, dass für 
den Beschwerdeführer eine echte Gefahr der unmenschli- 
chen Behandlung in Tunesien bestünde, denn der Be- 
schwerdeführer sei in Italien des internationalen Terroris- 
mus angeklagt und in Tunesien bereits dessen verurteilt; 
Italien habe vor diesem Hintergrund das grundsätzliche 
Risiko für des Terrorismus angeklagte Personen, in Tune- 
sien Folter ausgesetzt zu sein, nicht ausreichend wider- 
legt. Dabei betonten die Richter, dass für eine Verletzung 
von Artikel 3 EMRK eine substantielle Begründung der 
Überzeugung einer Gefahr ausreiche. Zudem lasse die ab- 
solute Natur des Artikel 3 EMRK keine Abwägung mit 
etwaigen Gefahren für die Allgemeinheit zu, die etwa 
durch das Verbleiben des Beschwerdeführers in Italien 
entstünden. 

Die Große Kammer der Gerichtshofs urteilte am 29. April 
2008 in der Sache Bürden gegen Vereinigtes Königreich 
mit einer 15 zu 2 Stimmenmehrheit, dass die Regelung 
britischen Rechts, wonach nur Ehepartner oder Partner ei- 
ner homosexuellen „zivilen Lebenspartnerschaft“ von der 
Erbschaftssteuer ausgenommen sind, nicht aber zusam- 
menlebende Geschwister, die sich gegenseitig als Erben 
einsetzen, keine unzulässige Diskriminierung nach Arti- 
kel 1 Protokoll 1 EMRK (Eigentumsrecht) i. V. m. Arti- 
kel 14 EMRK (Diskriminierungsv erbot) darstelle. Der 
EGMR begründete seine Entscheidung damit, dass eine 
Beziehung zwischen Geschwistern anderer Natur und ins- 
besondere die Eingehung einer Ehe bzw. „zivilen Partner- 


schaft“ zwischen engen Familienmitgliedern verboten 
sei. Ehepartner genössen zudem mit dem Schutz aus Arti- 
kel 12 EMRK einen besonderen Status, der auf einem öf- 
fentlichen Akt der Eheschließung basiere, der Rechte und 
Pflichten zivilrechtlicher Natur nach sich ziehe. Der Ge- 
richtshof stellte ferner klar, dass die Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiet der Steuerpolitik grundsätzlich frei seien, 
weshalb es in den Mitgliedstaaten auch unterschiedliche 
im Erbschaftssteuerrecht gebe. 

Im Fall N. gegen Vereinigtes Königreich urteilte die 
Große Kammer der Gerichtshofs am 27. Mai 2008 mit 
14 zu 3 Stimmen, dass eine Abschiebung der schwer 
AlDS-kranken Beschwerdeführerin in ihr Heimatland 
Uganda nicht gegen Artikel 3 (Verbot der Folter und un- 
menschlicher Behandlung) EMRK verstieß, auch wenn 
aufgrund des dortigen geringeren Standards medizini- 
scher Versorgung mit einer wesentlichen Verringerung ih- 
rer Lebenserwartung zu rechnen sei. Der EGMR führte zu 
seiner Begründung aus, dass eine durch die Abschiebung 
zu erwartende wesentliche Verringerung der Lebens- 
erwartung nicht automatisch zu einer Verletzung von Ar- 
tikel 3 EMRK führe, sondern eine solche nur in besonde- 
ren Ausnahmefällen angenommen werden könne, da die 
Mifgliedsfaafen keine grundsäfzliche Pflichf freffe, allen 
Ausländem ohne Aufenthalfserlaubnis kosfenlose und un- 
begrenzfe medizinische Versorgung zu gewähren. Der 
Gerichfshof verallgemeinerfe seine Posifion zudem für 
jene Person, die unter einer ernsten, natürlich hervorgera- 
fenen physischen oder mentalen und mit Schmerzen oder 
einer geringeren Lebenserwartung einhergehenden 
Krankheit leiden auch wenn diese eine besondere medizi- 
nische Versorgung benötigten, die nicht ohne weiteres 
oder nur zu erheblichen Kosten im Heimatstaat verfügbar 
sei. 

VI. Kongress der Gemeinden und Regionen 

Im Kongress der Gemeinden und Regionen als berafen- 
dem Organ des Europarafs sind Länder - und Kommunal- 
delegierfe eigensfändig und eigenverantworflich fäfig. 
Dem Kongress gehören 318 Delegierte und 318 Sfellver- 
treter an. Die deutsche Delegation besteht aus 18 Dele- 
gierten und 1 8 Stellvertretern. 

Für den Kongress brachte das Jahr 2008 die folgende 
Neuemngen: Im Mai 2007 war die neue Charta des Kon- 
gresses angenommen worden; die 15. Plenarsitzung im 
Mai 2008 war die erste, die unter den neuen Regularien 
stattfand. Darin ist u. a. festgelegt, dass 30 Prozent der 
Vertreter in den nationalen Delegationen weiblichen Ge- 
schlechts sein müssen. Im Mai 2008 wurde beschlossen, 
ab 2009 zwei Plenarsitzungen pro Jahr abzuhalten. Damit 
soll die Arbeit des Kongresses ein verstärkt dynamisches 
Moment erhalten, gleichzeitig soll eine bessere Kontinui- 
tät und Umsetzung der Arbeit gesichert werden. Die Fi- 
nanzierung der zweiten Plenarsitzung wirft allerdings 
Probleme für den Kongress auf Am 28. Mai 2008 be- 
schloss der Kongress den - umstrittenen - Entwurf einer 
Charta zur regionalen Demokratie; diese seit Jahren in 
Diskussion befindliche Charta ist komplementär zu der 
Charta der lokalen Selbstverwaltung gedacht. 
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Im Binnenbereich des Europarats suchte der Kongress die 
stärkere Vernetzung mit anderen Akteuren, so der Parla- 
mentarischen Versammlung und dem Ministerkomitee, 
insbesondere über den „Ausschuss für Lokale und Regio- 
nale Demokratie“ (CDLR). Im Außenbereich bemühte 
sich der Kongress um eine bessere Kooperation und Ab- 
stimmung vor allem mit der EU, namentlich dem Aus- 
schuss der Regionen Europas (AdR). Im Juni 2008 fand 
das erste Vierertreffen („Quadripartite - meeting“) zwi- 
schen Kongress und AdR - mit den jeweiligen beiden 
Präsidenten und den beiden Generalsekretären - statt. 

VII. Aus den einzelnen Aufgabengebieten des 
Europarats 

1. Menschenrechtsfragen 

a) Europäische Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz (ECRI) 

Auch im Berichtszeitraum setzte die Kommission ihre 
Aufgabe fort, Vorschläge zu erarbeiten und insbesondere 
die Wirksamkeit der bereits ergriffenen gesetzgeberi- 
schen, politischen und anderen Maßnahmen der Mitglied- 
staaten des Europarats zur Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Intoleranz zu 
prüfen und zu bewerten. 

Da sich das Phänomen des Rassismus in den Mitglied- 
staaten des Europarats sehr unterschiedlich äußert, unter- 
suchte die Kommission im Rahmen ihres länderspezi- 
fischen Ansafzes die einzelnen Mitgliedsfaaten durch 
Kleingruppen (Country-by-Country- Arbeit). Im Jahr 
2008 hat die vierte Berichtsrunde, die 2012 endet, mit Be- 
suchen in Belgien, Bulgarien, Deutschland, der Tschechi- 
schen Republik, Griechenland, Ungarn, Norwegen, der 
Slowakei und der Schweiz begonnen. Die entsprechenden 
Berichte werden im Jahr 2009 publiziert. 

Weiterhin hat ECRI in der Zeit vom 28. bis 29. Februar 
2008 in Straßburg ein Seminar mit Vertretern nationaler 
Mechanismen gegen Rassismus und Rassendiskriminie- 
mng sowie anderer menschenrechtlicher Institutionen 
(z. B. Ombudspersonen und Menschenrechtskommissar), 
Nichtregierungsorganisationen und Experten durchge- 
führt, um sich über das Verhältnis von Integration und 
dem Kampf gegen Rassismus auszutauschen („Seminar 
with national specialised bodies to combat racism and ra- 
cial discrimination on positive action - The relationship 
between integration and the fight against racism and ra- 
cial discrimination“). 

Am 1. Januar 2008 hat die fünfjährige Amfszeif des 
neuen deutschen Mitglieds von ECRI, Frau Professor 
Barbara John, begonnen. 

b) Antifolterausschuss (CPT) 

Der nach dem Europäischen Übereinkommen zur Verhü- 
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe errichtete Ausschuss führte auch 
in diesem Berichtszeitraum seine Aufgabe fort, den 
Schutz von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor 


Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behand- 
lung zu verstärken. Im Rahmen ihres länderspezifischen 
Ansatzes haben Delegationen des CPT einer Vielzahl von 
Mitgliedstaaten periodische und auch Ad-hoc-Besuche 
abgestattet, um die Behandlung dieser Personen zu über- 
prüfen und darüber dem CPT-Bericht zu erstatten. 

c) Expertengruppe Entwicklung der 
Menschenrechte (DH-DEV) 

Der Lenkungsausschuss des Europarats für Menschen- 
rechfe (CDDH) haffe die Experfengruppe DH-DEV be- 
auftragf, die Diskussionen zu dem Themenkomplex 
„Multicultural sociefy“ bezüglich der beiden Schwer- 
punkte „Hate Speech“ und „The wearing of religious Sym- 
bols in public areas“ zu vertiefen. In der Sitzung der zu 
diesem Zweck eingesetzten Unterarbeitsgmppe GF-DEV-SM 
am 17. und 18. März 2008 wurde die Durchführung einer 
Konferenz vorbereitet, in der unter Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft das Thema „Menschenrechte in der mul- 
tikulturellen Gesellschaft“ näher beleuchtet werden 
sollte. 

d) Datenschutz 

Der beratende Ausschuss (TP-D) nach Artikel 18 des Eu- 
roparatsübereinkommens zum „Schutz des Menschen bei 
der automatischen Verarbeitung personenbezogener Da- 
ten“ befasste sich schwerpunktmäßig mit dem Schutz per- 
sonenbezogener Daten bei Profiling-Anwendungen. Auf 
der Vollversammlung im März 2008 hatte das belgische 
Centre de Recherche Informatique et Droit (CRID) seine 
im Auftrag des TP-D erstellte Studie „Application of 
Convention 108 to the profiling mechanisms - Some 
ideas for the future work of the consultative committee 
(T-PD)“ vorgestellt. Auf der Grundlage dieser Studie 
wurde der Vorentwurf zu einer „Empfehlung des Europa- 
rats zum Schutz personenbezogener Daten bei Profiling- 
Anwendungen“ erstellt. 

e) Minderheitenrechte 

Der Expertenausschuss des Europarats für die Europäi- 
sche Charta der Regional- oder Minderheitensprachen hat 
unter Berücksichtigung des dritten Staatenberichts 
Deutschlands vom Frühjahr 2007 und der Antworten zu 
einem ergänzenden umfangreichen Fragenkatalog, die im 
gleichen Jahr zu übermitteln waren, sowie auf der Grund- 
lage eines mehrtägigen Besuchs bei Bund und Ländern 
am 9. April 2008 seinen dritten Monitoringbericht zur 
Implementierung der Charta in Deutschland vorgelegt. 

Darin wurde Erreichtes gewürdigt, es wurden aber auch 
nach Auffassung des Ausschusses noch bestehende Pro- 
bleme angesprochen. Die Bundesregierung teilte im Ein- 
vernehmen mit den Ländern dem Europarat mit, dass 
Deutschland auf diesen Monitoringbericht - ebenso wie 
auf die darauf aufbauenden Empfehlungen des Minister- 
komitees - im Rahmen seines bereits im Frühjahr 2010 
vorzulegenden Vierten Staatenberichts zur Implementie- 
rung der Charta eingehen werde. 



Drucksache 16/12858 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


In einer zweitägigen Tagung der für die Implementierung 
der Charta zuständigen Referenten der Länder und des 
Bundes zur Regionalsprache Niederdeutsch im April 
2008 wurde u. a. festgestellt, dass einige Verpflichtungen 
aus der Charta zu dieser Sprache einerseits wegen man- 
gelnder Nachfrage nach entsprechenden Bildungsangebo- 
ten, andererseits wegen der Unabhängigkeit der Hoch- 
schulen als kaum noch erfüllbar angesehen werden. 

Der Expertenausschuss zum Schutz nationaler Minder- 
heiten (DHMIN), dem Regierungsvertreter auch solcher 
Mitgliedstaaten des Europarats angehören, die, anders als 
Deutschland, das Rahmenübereinkommen zum Schutz 
nationaler Minderheiten und die Europäische Charta der 
Regional- oder Minderheitensprachen nicht ratifiziert ha- 
ben, befasste sich in seiner Sitzung im März 2008 u. a. 
mit Beispielen der Förderung der Muttersprache von 
Minderheitenangehörigen und - erneut nicht abschlie- 
ßend - mit der Frage der Zulässigkeit und des möglichen 
Nutzens von statistischen Datensammlungen mit ethni- 
schem Bezug. 

Die anhand eines aktualisierten Berichtes von Professor 
Hine (Centre for Study of Democratic Government in 
Oxford) vorgenommene Prüfung von alternativ mögli- 
chen Vorschriften im Parteien- und im Wahlrecht zur För- 
derung der politischen Teilhabe von Minderheitengrup- 
pen wurde vorerst abgeschlossen. Als Ergebnis wurde 
festgestellt, dass sich Voraussetzungen und Rahmenbe- 
dingungen in den Mitgliedsstaaten so stark unterscheiden, 
dass allgemeingültige Präferenzen kaum möglich sind. 

Ein besonderes Anliegen des Europarats ist seit einigen 
Jahren der Schutz und die Förderung der Sinti und insbe- 
sondere der Roma in Europa. Der entsprechende Exper- 
tenausschuss MG-S-ROM, ein Unterausschuss der Len- 
kungsausschüsse für Migrations- und für Sozialfragen, 
befasste sich in seiner Sitzung im April 2008 überwie- 
gend mit der Evaluierung von ursprünglich durch den 
Ausschuss entwickelten Empfehlungen des Ministerko- 
mitees zur Politik für Roma, zu den Wohnbedingungen 
von Roma, zur Bildung für Romakinder und zur Gesund- 
heitsvorsorge für Roma. 

e) Protokoll Nr. 12 zur Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten 

Das Protokoll Nr. 12 zur EMRK, das ein allgemeines Dis- 
kriminierungsverbot enthält, wurde im Berichtszeitraum 
von Andorra und Spanien ratifiziert und ist für Spanien in 
Kraft getreten. Damit hat sich die Zahl der Staaten, die 
das Protokoll Nr. 12 ratifiziert haben, auf 17 erhöht. 
Deutschland hat das Zusatzprotokoll bisher nicht ratifi- 
ziert. Artikel 1 des 12. Zusatzprotokolls sieht vor, dass 
alle gesetzlich niedergelegten Rechte jedermann ohne 
Diskriminierung wegen der nationalen Herkunft zu ge- 
währen sind. Die Bundesregierung hält es zum jetzigen 
Zeitpunkt zunächst für wichtig zu beobachten, wie die 
weitere Entwicklung der Ratifikation durch andere Staa- 
ten verläuft und welche Haltung der Europäische Ge- 
richtshof für Menschenrechte im Rahmen seiner Recht- 


sprechung dazu einnimmt. Auf der Grundlage weiterer 
Beobachtung wird es leichter sein, mögliche Konsequen- 
zen einer Ratifikation abzuwägen. 

f) Protokoll Nr. 7 zur Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten 

Das Protokoll Nr. 7 wurde am 6. Mai 2008 von Andorra 
ratifiziert. 

2. Bekämpfung von Korruption 

Es fanden insgesamt drei Plenarsitzungen der Staaten- 
gruppe gegen Korruption (GRECO) statt (Februar, März/ 
April und Juni). In den Sitzungen wurde ein Evaluie- 
rungsbericht der kombinierten ersten und zweiten Runde 
(Österreich und Schweiz) und sechs Evaluierungsberichte 
der dritten Runde (Estland, Island, Luxemburg, Nieder- 
lande, Slowakei und Vereinigtes Königreich) verabschie- 
det. Außerdem wurden zwei Folgeberichte der ersten 
Evaluationsmnde (Moldau und Vereinigte Staaten von 
Amerika) sowie vier Folgeberichte der zweiten Evalua- 
tionsrunde (Finnland, Luxemburg, Slowakei und Slowe- 
nien) angenommen. Für diese Länder wurden damit die 
Evaluierungen in den jeweiligen Evaluationsrunden abge- 
schlossen. Mit der Annahme der Folgeberichte über Mol- 
dau und die Vereinigten Staaten von Amerika wurde die 
erste Evaluationsrunde zudem insgesamt abgeschlossen. 

3. Rechtliche Zusammenarbeit, 
Strafrechtsfragen 

a) Europäische Kommission für die 

Wirksamkeit der Justiz (CEPEJ) 

Die Kommission CEPEJ hat im ersten Halbjahr 2008 ihre 
Arbeiten fortgeführt, die der Entlastung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte in Straßburg und hier- 
bei der Vermeidung überlanger Prozesse, dienen sollen. 
Hierfür wurde nach 2006 ein zweiter vergleichender Be- 
richt über die europäischen Justizsysteme, der einen 
Überblick über 45 Staaten für den Stand 2006 gewährt, 
erstellt. Diese einzigartige Darstellung der europäischen 
Justizsysteme soll, ausgehend von einer Vergleichung mit 
anderen Staaten, einen verbesserten Einsatz von Ressour- 
cen im Justizbereich erleichtern und damit auch die Ein- 
führung eines verbesserten Zeitmanagements in gerichtli- 
chen Verfahren fordern; dieser Bericht kann eine weitere 
Grundlage für Reformen im Justizbereich darstellen. 

Für das Justizwesen in der Bundesrepublik Deutschland 
ergibt sich aus diesem Bericht, dass dieses im Verhältnis 
zu vergleichbaren Staaten (wie z. B. Frankreich) ver- 
gleichbare Daten aufweist. Auffällige Abweichungen ha- 
ben sich nicht ergeben; die Justizsysteme der großen mit- 
tel- und westeuropäischen Staaten - mit einzelnen 
Ausnahmen bei dem Vereinigten Königreich wegen des 
dortigen Common-law- Systems - weisen vielmehr weit- 
gehende Ähnlichkeiten auf Der Bericht wird derzeit im 
Bundesministerium der Justiz ins Deutsche übersetzt. 
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b) Bekämpfung der Computerkriminalität 

Im April 2008 fand die Octopus-Konferenz des Europa- 
rats „Cybercrime - Threats and Trends“ und im An- 
schluss die dritte Vertragsstaatenkonferenz zum Überein- 
kommen des Europarats über Computerkriminalität vom 
23. November 2001 statt („Cybercrime Convention Com- 
mittee“). Bei der Vertragsstaatenkonferenz wurden insbe- 
sondere der aktuelle Status der Umsetzung des Überein- 
kommens und die Fortschritte bei der Gewinnung 
weiterer am Beitritt zu dem Übereinkommen interessier- 
ter Staaten erörtert. 

c) Europäischer Ausschuss über die recht- 
liche Zusammenarbeit (CDCJ): 

Die Arbeiten an der Aktualisierung der Empfehlung 
R(94) 12 über die Unabhängigkeit, Effizienz und Rolle 
der Richter sollen angesichts der Bedeutung des Themas 
in einer größeren Arbeitsgruppe im Jahr 2009 fortgesetzt 
werden. Ein Bericht über nichtstrafrechtliche Hilfen für 
Opfer wurde zur Veröffentlichung freigegeben. 

d) Biomedizin 

Am 7. Mai 2008 nahm das Ministerkomitee des Europa- 
rats das Zusatzprotokoll zu genetischen Untersuchungen 
für Gesundheitszwecke an. Das Zusatzprotokoll ergänzt 
das Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedi- 
zin vom 4. April 1997 (Biomedizinkonvention), indem es 
Schutzbestimmungen für die Erhebung von und den Um- 
gang mif Genfesfs vorsieht. Ziel des Zusatzprotokolls ist 
die Gewährleistung des nötigen Schutzniveaus für Patien- 
ten und deren Familien im Zusammenhang mit Gentests. 

Am 5. Februar 2008 ratifizierte Moldau mit Wirkung zum 

1. Juni 2008 das Zusatzprotokoll betreffend die Trans- 
plantation von Organen und Geweben menschlichen Ur- 
sprungs. Damit ist das Zusatzprotokoll von 8 Staaten rati- 
fiziert und von 12 gezeichnet worden. 

4. Sozial- und Gesundheitspolitik 

a) Europäische Sozialcharta 

Berichtenswerte Aktivitäten in diesem Bereich erfolgten 
lediglich im zweiten Halbjahr 2008. 

b) Gleichstellungsfragen 

Vom 30. Juni bis zum 2. Juli 2008 fand in Straßburg die 
39. Sitzung des Lenkungsausschusses des Europarates 
„Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern“ statt. 

Schwerpunkte bildeten die Diskussionen um folgende 
Themen: 

1. Vorbereitung der Siebten Europaratskonferenz der Mi- 
nister und Ministerinnen, die für die Gleichsfellungs- 
politik in ihrem Lande zuständig sind, 2010 in Baku 
(Aserbaidschan) mit dem Hauptthema „Gender Equa- 
lity: Bridging the gap betweeen de jure and de facto 
gender equality“. Der Ausschuss beschloss folgende 
Unterthemen, die unter dem Hauptthema in der Kon- 
ferenz behandelt werden sollen: 


- Positive action and gender mainstreaming for 
achieving gender equality 

- Combating stereotypes: The role of education and 
media 

2. Gender Budgeting - geschlechtsdifferenzierte Analyse 
der öffentlichen Haushalte: 

- Vorbereitung einer Gender-Budgeting-Konferenz 
in Athen im Frühjahr 2009. 

- Entwurf eines Handbuchs zur praktischen Umset- 
zung von Gender Budgeting. 

- Vorbereitung auf das achte informelle Netzwerk- 
treffen zum Thema Gender Mainstreaming am 
17. September 2008. 

Zu der Gender-Budgeting Konferenz am 5. und 6. Mai 
2009 in Athen werden hochrangige Vertreter und Ver- 
treterinnen sowohl von den Regierungen der Mitglied- 
staaten als auch von Nichtregierungsorganisationen 
erwartet. Es ist geplant, anlässlich dieser Konferenz 
ein Handbuch zur Umsetzung von Gender Budgeting 
zu präsentieren. Der Ausschuss beschloss, dass Thema 
des nächsten informellen Treffens zu Gender Main- 
streaming im September 2008 „Gender Mainstrea- 
ming in the media“ lauten solle. 

3. Meinungsbildung zu einem Übereinkommen des Eu- 
roparats zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, 
einschließlich häuslicher Gewalt. Die Ausschussmit- 
glieder - mit Ausnahme von Dänemark und Schweden - 
schlossen sich dem Vorschlag der Task-Force an, ein 
Europaratsübereinkommen als rechtlich bindendes In- 
strument zum Schutze vor Gewalt gegen Frauen mit 
folgenden Eckpunkten zu verabschieden: 

- Es sollte in dem Übereinkommen dargelegt wer- 
den, dass geschlechtsbezogene Gewalt Frauen 
überproportional betrifft. 

- Das Übereinkommen sollte nicht nur Frauen, son- 
dern auch Mädchen betreffen und sich nicht nur auf 
häusliche Gewalt beschränken, sondern auch an- 
dere Formen von Gewalt gegen Frauen berücksich- 
tigen. 

- Das Übereinkommen sollte die Vermeidung von 
Gewalt, Schutz vor Gewalt und Täterverfolgung 
(und Bestrafung) zum Inhalt haben. 

- Außerdem sollte ein unabhängiger Überwachungs- 
mechanismus vorgesehen werden. 

Diese Auffassung des CDEG-Ausschusses weicht von 
der des CDPC-Ausschusses ab, der die das Europratsü- 
bereinkommen grundsätzlich auf häusliche Gewalt be- 
schränken möchte. Eine Entscheidung durch das Komitee 
der Miniosterbeauftragten wurde für die zweite Jahres- 
hälfte vorgesehen. 

c) Familienfragen 

Der Expertenausschuss zu Sozialpolitik für Familien und 
Kinder tritt zweimal im Jahr zusammen. Das erste Treffen 
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fand am 3. und 4. April 2008 statt. Der Ausschuss setzte 
seine Arbeit zu den Themen Familienpolitik (Bestands- 
aufnahme und Analyse der familienpolitischen Situation 
in den Europaratsstaaten), positive Elternschaft sowie 
Kinder in Einrichtungen fort. 

Während des Treffens fanden Workshops zu den Themen 
Familienpolitik und positive Elternschaft statt. Der vom 
Sekretariat, Expertinnen und Experten erstellte und hin- 
sichtlich von Grunddaten vorausgefüllte Fragebogen zur 
Familienpolitik wurde diskutiert. Der Fragebogen wird an 
die Mitgliedstaaten zur vollständigen Ergänzung ver- 
sandt. Auf der Grundlage der Antworten soll eine umfas- 
sende Übersicht und Analyse zur Familienpolitik in den 
Europaratsstaaten erstellt werden. Der Ausschuss be- 
schloss, dass sich die zu erstellenden Dokumente insbe- 
sondere auf die Themen vorrangige familienpolitische 
Ziele, Familienleistungen, Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sowie Familienrecht konzentrieren sollten. Auf der 
Grundlage der Ergebnisse soll das Sekretariat einen Be- 
richt erstellen, der zur nächsten Konferenz der Familien- 
minister/innen des Europarats im Juni 2009 vorliegen 
sollte. 

Zur positiven Elternschaft (PE) wurden im Anschluss die 
Folgeaktivitäten zur Empfehlung Rec(2006)19 zur PE 
diskutiert, u. a. soll eine Broschüre zur Information der 
politischen Akteure erstellt werden. 

Weiter wurde das Thema „Kinder in Einrichtungen“ („re- 
sidential institutions“) erörtert. Die vorläufigen Ergeb- 
nisse der Antworten auf den Fragebogen zur Umsetzung 
der Empfehlung Rec(2005)5 zu Rechten von Kindern in 
Einrichtungen wurden vorgestellt. 

Am 2. April 2008 fand das erste Treffen der sog. liason 
officers der Mitgliedstaaten in Straßburg zur Vorbereitung 
der nächsten Konferenz der Familienminister/innen des 
Europarats am 16. und 17. Juni 2009 in Wien statt. Öster- 
reich informierte über den Stand der Vorbereitungen für 
die Konferenz. Auf dem Treffen wurden das von Öster- 
reich vorgeschlagene Thema „Der (un)erfüllte Kinder- 
wunsch“ sowie mögliche Arbeitsschwerpunkte der Kon- 
ferenz diskutiert. 

d) Europäisches Direktorat für die Quaiität 
von Arzneimittein 

Das Komitee zur Minimierung von Risiken für die öffent- 
liche Gesundheit durch Arzneimittelfälschung - Commit- 
tee of Experts on Minimising Public Health Risks, posed 
by Counterfeiting of Medicinal Products and Related 
Crimes (CD-P-PH/CMED) - konstituierte sich auf seiner 
ersten Sitzung am 5. und 6. Mai 2008 in Straßburg und 
beriet über seine zukünftigen Arbeitsschwerpunkte wie 
beispielsweise des Trainings von Experten, der Kommu- 
nikation auf Ebene eines Netzwerks der Kontroll-Labora- 
torien und der Sammlung von Best-Practice-Beispielen. 

e) Pompidou-Gruppe 

Am 14. Mai 2008 beauftragte das Ministerkomitee die 
Pompidou-Gruppe (Kooperationsgruppe zur Bekämpfung 


des Drogenmissbrauchs und des illegalen Drogenhandels) 
mit der Durchführung einer Machbarkeitsstudie für eine 
Europäische Drogenkonvention. Die Parlamentarische 
Versammlung hatte das Ministerkomitee am 3. Oktober 
2007 aufgefordert, eine Europäische Konvention zu die- 
sem Thema aufzusetzen und abzuschließen. Ziel dieser 
Konvention wäre es, drogenbedingte Gesundheitsschäden 
zu verringern und einen Rahmen für nationale Drogen- 
strategien zu bilden. Sie würde die Bereiche Prävention 
und Ausbildung, Behandlung, Rehabilitation und Reso- 
zialisierung sowie Datensammlung und Evaluierung um- 
fassen. 

Die Machbarkeitsstudie wird unter Beteiligung des Euro- 
päischen Gesundheitskomitees sowie der EU, der WHO 
und der UNODC durchgeführt. Sie soll untersuchen, ob 
eine Europäische Drogenkonvention angesichts der be- 
reits existierenden drei Suchtstoffkonventionen der Ver- 
einten Nationen von 1961, 1971 und 1988 sowie der Ak- 
tivitäten anderer Organisationen notwendig und sinnvoll 
ist. Ergebnisse werden für Miffe 2009 erwartet. 

Vom 26. bis 28. Mai 2008 fand in Frankfurt am Main das 
3. Treffen des Netzwerkes EXASS Net statt. EXASS Net 
(European network of partnerships between stakeholders 
at frontline level responding to drug problems providing 
experience and assistance for inter-sectoral Cooperation) 
ist ein Projekt der Pompidou-Gruppe. Es soll Praktikerin- 
nen und Praktiker einzelner Städte in Europa zusammen- 
bringen, die auf kommunaler Ebene entweder bereits be- 
hördenübergreifend (Polizei, Sozial-, Gesundheits- und 
Schulämter) im Drogenbereich arbeiten oder dies in Zu- 
kunft verstärkt tun wollen. Sie sollen Partnerschaften bil- 
den und dadurch voneinander lernen, welche Ansätze in 
der Praxis in den einzelnen Einrichtungen erfolgreich wa- 
ren. Es beteiligen sich derzeit Städte aus 13 europäischen 
Ländern - neben Deutschland auch Finnland, Großbritan- 
nien, Irland, Kroatien, Niederlande, Norwegen, Polen, 
Rumänien, Russland, Slowenien, Ukraine und Ungarn. 
Deutscher Partner des Netzwerks ist die Stadt Frankfurt 
am Main. 

Im Mittelpunkt des Frankfurter Treffens standen die soge- 
nannten niedrigschwelligen Angebote für die Behandlung 
und Überlebenshilfe Drogenabhängiger. 

f) Soziale Kohäsion 

Die 20. Sitzung des Lenkungsausschusses zur sozialen 
Kohäsion des Europarats (CDCS) fand vom 29. bis 
30. März 2008 in Straßburg statt. Themenschwerpunkte 
waren die Umsetzung der im Bericht der Task Force So- 
ziale Kohäsion enthaltenen Handlungsempfehlungen. Im 
Vordergrund stand hierbei die Konzeption der ersten im 
Jahr 2009 in der Russischen Föderation geplanten Konfe- 
renz der für soziale Kohäsion zuständigen Minister. Darü- 
berhinaus wurde beschlossen, im Jahr 2009 zwei Projekte 
zu implementieren: „Soziale Mobilität als Grundvoraus- 
setzung für soziale Kohäsion“ und „Ein Europa der ge- 
teilten Verantwortung: die Rolle der Bürgerinnen und 
Bürger und öffentlichen Verwaltungen bei der Förderung 
von Zusammenhalt und Nachhaltigkeit der Gesellschaft“. 
Aufgrund allgemeiner Budgetkürzungen im Europarat 
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sollte der CDCS ab dem Jahr 2008 nur noeh einmal pro 
Jahr tagen. Zur Vorbereitung der Ministerkonferenz fand 
jedoeh eine weitere Sitzung statt. 

g) Tierschutz 

Im ersten Halbjahr erfolgte keine beriehtsrelevante Tätig- 
keit des Europarats im Bereieh Tiersehutz. Es wurden 
keine neuen Dokumente des Europarats besehlossen. Ver- 
anstaltungen im Kreis aller Mitglieder fanden nieht statt. 

5. Kommunal- und Regionalpolitik 

Der Lenkungsausschuss für lokale und regionale Demo- 
kratie (CDLR) hat sich erneut mit einer Fülle von The- 
men mit Bezug zur Kommunal- und Regionalpolitik be- 
fasst. 

An der halbjährlichen Sitzung nahm eine deutsche Dele- 
gation unter Leitung des Bundes und unter Mitwirkung 
der Länder teil. Es wurden u. a. zwei Entwürfe des Kon- 
gresses der Gemeinden und Regionen (Kongress) für Zu- 
satzprotokolle zur Charta der kommunalen Selbstverwal- 
tung diskutiert. Der erste Entwurf sollte einen Zugang zur 
Charta für Nicht-Europaratsmitglieder ermöglichen. Dies 
wurde vom CDLR abgelehnt. Der zweite Entwurf sah 
eine Mischung aus Konkretisierungen und Interpretatio- 
nen der Charta sowie neuen substantiellen Bestimmungen 
vor. Der CDLR hielt diese Konzeption für unausgereift, 
so dass eine weitere Beratung als nicht zielführend zu- 
rückgewiesen wurde. 2009 soll im CDLR festgestellt 
werden, ob ein Bedarf für ein solches Zusatzprotokoll be- 
steht, d. h. ob bzw. welche Regelungslücken in der Charta 
existieren. Zusätzlich wurden mögliche Schwerpunkte 
des Berichts zur Verbesserung der Aufgabenwahmeh- 
mung im CDLR (so genannter Kiviniemi-Bericht) be- 
sprochen, dessen Erstellung auf der Kommunalminister- 
konferenz 2007 beschlossen wurde. 

ln Abstimmung zwischen Bund und Ländern arbeitete 
Deutschland auch in den drei vorbereitenden Experten- 
ausschüsse des CDLR mit. Die oben genannten Themen 
standen im Vordergrund. 

6. Jugend (CDEJ und CMJ) 

ln Lissabon fand am 28. bis 30. Januar eine Evaluations- 
veranstaltung zur Kampagne „Alle anders - alle gleich“ 
statt, die mit großer Beachtung in 41 der damals noch 
46 Mitgliedstaaten umgesetzt worden war. Die Jugend- 
stiftung des Europarats konnte insgesamt 372 Jugendpro- 
jekte unterstützen. Zwei Publikationen in englischer und 
russischer Sprache präsentierten die besten Beispiele - 
darunter auch einige aus Deutschland. Im Rahmen der 
Umsetzung des Weißbuchs Kultur wurde das Logo der 
Toleranz und Respekt vor Vielfalt fördernden Kampagne 
des Europarats „Alle anders - alle gleich“ auf Europarats- 
ebene weiter genutzt. Mit besonderer Unterstützung 
Deutschlands konnte eine Teilzeitfachstelle „Kultureller 
Dialog, Migration, Integration“ beim Direktorat Jugend 
und Sport eingerichtet werden. 


Die fachlich inhaltliche Arbeit im Lenkungsausschuss Ju- 
gend und im gemeinsamen Jugendausschuss CDEJ und 
CMJ war im ersten Halbjahr 2008 von den Vorbereitun- 
gen der für Oktober 2008 geplanten 8. Jugendminister- 
konferenz bestimmt. Ein erster Entwurf für die geplante 
Ministererklärung lag bereits am 18. Januar 2008 vor, 
wurde im Laufe des ersten Halbjahrs erheblich überarbei- 
tet und im Juni mit den Mitgliedstaaten fein abgestimmt. 

Weiteres Schwerpunktthema war im Jugendbereich neben 
der Festlegung der Programmschwerpunkte der beiden 
Jugendzentren in Budapest und Straßburg für 2008 auch 
die laufende Renovierung des Straßburger Jugendzent- 
rums. 

Die Jugendexperten der 49 Mitgliedstaaten (CDEJ) tagten 
vom 10. bis 12. März 2008 in Budapest, zeitweise über- 
schneidend mit dem gemeinsamen Rat (CMJ). Die Ver- 
treterin Deutschlands wurde auf dieser Sitzung (wieder) 
als Vizevorsitzende in den Vorstand gewählt. Der acht- 
Personen umfassende CDEJ- Vorstand tagte am 13. und 
14. Mai 2008 in Straßburg. 

7. Sport (Anti-Doping sowie Sport und 
Gewalt) 

Die dopingpolitischen Aktivitäten wurden in Sitzungen 
des Koordinierungsforums für die WADA (CAHAMA) 
und der beobachtenden Begleitgruppe (Monitoring 
Group) des „Übereinkommens vom 16. November 1989 
gegen Doping“ und den von dieser eingesetzten Arbeits- 
gruppen zu rechtlichen und wissenschaftlichen Fragestel- 
lungen v.a. durch Beratungen über die Fortschreibung der 
zugehörigen Standards zum neuen WADA-Code 2009 ge- 
prägt (u. a. zum Transport von Dopingproben). Am 
1 . Mai 2008 trat das „Zusatzprotokoll zum Übereinkom- 
men vom 16. November 1989 gegen Doping vom 
12. September 2002“ für Deutschland in Kraft. Hierdurch 
soll die Wirksamkeit der Dopingkontrollen u. a. durch ge- 
genseitige Anerkennung der Ergebnisse weiter erhöht 
werden. 

Der Ständige Ausschuss zum „Europäischen Überein- 
kommen vom 19. August 1985 über Gewalttätigkeit und 
Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen 
und insbesondere bei Fußballspielen“ beschäftigte sich 
auf seiner 28. Sitzung vom 5. bis 6. Juni 2008 im Wesent- 
lichen mit einer Handreichung zur so genannten Fan- 
Charta, der Auswertung eines „Fan Coaching“- Seminars 
in Deutschland und einer Checkliste von Empfehlungen 
für die Veranstalter von Sport-Events („Checklist of 
measures to be taken by the organisers of Professional 
sporting events and by the public authorities“). 

8. Bildung und Kultur 

a) Bildung 

Im Rahmen des laufenden Arbeitsprogrammes (2006 bis 
2009) setzt der Europarat seine projektorientierte Arbeit 
im Bereich Bildung fort. Neue Projekte haben sich künf- 
tig noch stärker an den beim 3. Gipfeltreffen der Staats- 
und Regierungschefs in Warschau 2005 beschlossenen 
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Kemthemen des Europarats, „Schutz der Menschen- 
rechte, Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlich- 
keit“ auszurichten. Durch Kooperation der Sektoren und 
Organe im Europarat und durch Zusammenarbeit mit in- 
ternationalen Organisationen sollen Synergien genutzt 
und Doppelarbeit vermieden werden. 

Die interkulturelle Erziehung bildet weiterhin einen 
Arbeitsschwerpunkt des Europarats, ln dem Projekt „Po- 
licies and practices for teaching sociocultural diversity“ 
wird derzeit ein Bezugssystem (reference Framework) der 
Basiskompetenzen Für Lehrerinnen und Lehrer Für den 
Umgang mit soziokultureller VielFalt erstellt. 

Das Projekt „Intercultural education and exchanges“ ver- 
Folgt die Umsetzung der im „Weißbuch zum Interkultu- 
rellen Dialog“ enthaltenen EmpFehlungen Für den 
Bildungsbereich. Hierzu wurde ein Rahmenkonzept vor- 
gelegt, das die Einbeziehung interkultureller Bildung in 
die Lehrpläne an Schulen, in die Lehreraus- und -Fortbil- 
dung und in Schüleraustauschprogramme thematisiert. 
Das Rahmenkonzept enthält Leitlinien zur praktischen 
Umsetzung interkultureller Bildung u. a. an Schulen und 
wird in überarbeiteter Form in der Sitzung des Lenkungs- 
ausschusses Bildung im März 2009 weiter behandelt. 
Weiterhin wurde im Rahmen des Projektes der Vorschlag 
für ein Label des Europarats Für Interkulturelle Bildung in 
der Schule entwikkelt. 

Die dritte Phase (2006 bis 2009) der seit 1997 lauFenden 
Arbeiten im Bereich der Demokratieerziehung/Men- 
schenrechtsbildung unter dem Oberthema „Leaming and 
living democracy For all“ wurde FortgeFührt. 

AuF der Grundlage der Ergebnisse einer Machbarkeits- 
studie erFolgte auF der 7. Sitzung des Lenkungsausschus- 
ses Bildung (CDED) im März 2008 eine intensive Aus- 
sprache zu einer politischen Rahmenvereinbarung im 
Bereich Demokratieerziehung und Menschenrechtsbil- 
dung. Deutschland und andere Mitgliedstaaten sprachen 
sich dagegen aus, die Rahmenvereinbarung als rechtlich 
bindendes Dokument mit umFangreichen Berichtspflich- 
ten und Monitoringsystem zu konzipieren. Es wurde eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, die EntwürFe zu einer rechtlich 
bindenden und einer nicht bindenden Variante zur Vor- 
lage an den CDED im März 2009 erstellt. 

Der Europarat unterstützt schulische Maßnahmen der Er- 
innerung und Auseinandersetzung mit dem Thema Ge- 
denken an Verbrechen gegen die Menschlichkeit in den 
einzelnen Mitgliedstaaten durch Seminare und VeröFFent- 
lichungen. Der Tag des Gedenkens an den Holocaust soll 
gemäß der Erklärung von Krakau (Ministerseminar Mai 
2005) dauerhaFt Teil der Lehrpläne und Bildungssysteme 
werden. LehrerFortbildungsseminare (u. a. in Deutsch- 
land, Österreich, Kroatien und der Schweiz) und VeröF- 
Fentlichungen unterstützen die Auseinandersetzung mit 
dem Thema. Ein weiteres Ministerseminar wurde für den 
November 2008 in Deufschland vorbereifef. 

Die Arbeifen des Europarafs im Bereich des Lehrens und 
Lernens von Sprachen (Fremdsprachen) leisfen einen 
Beifrag zur Förderung von demokratischer BürgerschaFt 
und sozialer Inklusion. Die wegweisende Arbeit bei der 


Entwicklung des Gemeinsamen europäischen ReFerenz- 
rahmens für Sprachen (GeR) wird zunehmend auch au- 
ßereuropäisch genufzf. Die EU beziehf sich in ihren Akfi- 
vifäfen (Europass, Fremdsprachenindikafor) ebenFalls auF 
die Niveaubeschreibungen des GeR. Im Mittelpunkt der 
Arbeiten des Europarats steht weiterhin die Entwicklung 
von Kompetenzbeschreibungen für die verschiedenen 
Sprachen (Handbuch und CD-ROM mit BeispielauFga- 
ben) und die Entwicklung von Kriterien für die Zuord- 
nung von SprachprüFungen zu den KompefenzsfuFen des 
GeR. Ein weiteres Projekt (2006 bis 2009) beFasst sich 
mit den erForderlichen Kompetenzniveaus in der Unter- 
richtssprache und möglichen Förderansätzen. Darüber hi- 
naus werden sog. Länderprofile zur Darstellung und 
Kommentierung der Sprachenpolitik eines Mitgliedstaats 
bzw. einer Region unter Beteiligung unabhängiger exter- 
ner Experten erstellt. 

Das aktuelle Arbeitsprogramm (2008 bis 2011) des Euro- 
päischen Fremdsprachenzentrums „Empowering langu- 
age proFessionals: competences - networks - impact - 
quality“ konzentriert sich auF die Stärkung der Rolle von 
Sprachlehrerinnen und -lehrem und bietet hierzu im LauF- 
zeitraum 20 Projekte an. 

Das seit 1978 bestehende Programm zur LehrerFortbil- 
dung sieht die Teilnahme von Lehrem an Fortbildungs- 
kursen anderer Mitgliedstaaten vor und wird durch die 
Bereitstellung von Kursplätzen und Gewährang von 
Reise- und AuFenthaltsstipendien gefördert. Seit 2005 
läuFt dieses Programm unter dem Namen „Pestalozzi-Pro- 
gramm“ und konzentriert sich auF zentrale Fortbildungs- 
maßnahmen für Lehrerinnen und Lehrer mif engem Be- 
zug zu den Kemthemen des Europarats, wie sie auF dem 
3. GipFeltreFFen der Staats- und RegiemngscheFs in War- 
schau 2005 verabschiedet wurden. Die Themenschwer- 
punkte des Programms beziehen sich entsprechend auF 
Bildung und Erziehung in den Bereichen Demokratie, 
Menschenrechte, Geschichte, interkulturelle Bildung und 
Mehrsprachigkeit. Das nächste TreFFen der nationalen 
Kontaktstellen wird 2009 in Graz stattfinden. Die weiter- 
hin genutzte Tagungsstätte in Donaueschingen wird so- 
wohl vom Europarat als auch vom Land Baden- Württem- 
berg bezuschusst. Das Auswärtige Amt fördert die 
Teilnahme von Lehrem an den dortigen Fortbildungs- 
maßnahmen. 

b) Kultur 

Zu den Hauptzielen der Kulturtätigkeit des Europarats ge- 
hören die Fördemng des Bewusstseins für eine gemein- 
same kulturelle Identität der Europäer (Sprache, Ge- 
schichte, politische Bildung, Denkmalpflege, allgemeine 
Kulturförderang sowie Anwendung und Nutzung neuer 
InFormationstechnologien). Im Fokus der Aktivitäten in 
2008 standen die Verbesserung und der Ausbau des kul- 
turpolitischen InFormationsaustauschs zwischen den 
EuR-Mitgliedstaaten sowie die Stärkung der Rolle des 
Europarats als Beobachtungsstelle für „cultural gover- 
nance“. Hierzu wurde die Konzeption des Projekfs „Cul- 
fureWafchEurope“ unfer Einbeziehung des Kompendi- 
ums-Projekfs und des Audio visual Observafory 
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vorgestellt. Am Fachnetz des kulturpolitischen Kompen- 
diums (www.culturalpolicies.net) beteiligen sich insge- 
samt 43 Mitgliedstaaten, darunter Deutschland. Regio- 
nale Kooperationsprogramme (Kiew-Initiative, Projekte 
in Südost-Europa zum Natur- und Kulturerbe) und das 
langjährige Projekt der kulturpolitischen Länderexamen 
stellten weitere Arbeitsschwerpunkte dar. 

Das Weißbuch „Interkultureller Dialog“ (Living Together 
As Equals) wurde im Mai 2008 als substantieller Beitrag 
des EuR zum Europäischen Jahr des Interkulturellen Dia- 
logs 2008 erfolgreich verabschiedet. Die Rede der Bun- 
deskanzlerin am 15. April 2008 vor der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates hatte in der 
schwierigen Schlussphase ein wichtiges positives Signal 
gesetzt. 

Das Pilotprogramm „interkulturelle Städte“ ist ein wichti- 
ger Beitrag zur Umsetzung. Aserbaidschan ergriff die 
Initiative, Ende 2008 in Baku eine Konferenz der Kultur- 
minister der Vertragsstaaten der Europäischen Kulturkon- 
vention zum Thema „Interkultureller Dialog als Basis für 
Frieden und nachhaltige Entwicklung in Europa und sei- 
ner Nachbarregionen“ durchzuführen, zu der auch Minis- 
ter islamische Staaten aus Nachbarregionen eingeladen 
werden. 

Das Kulturprogramm des Europarats orientiert sich u. a. 
an den Zielsetzungen des UNESCO-Übereinkommens zu 
Schutz und Förderung der Vielfalt Kultureller Ausdrucks- 
formen (2005). Bei der Sitzung des Lenkungsausschusses 
für Kultur des Europarats (CDCULT) am 5. und 6. Mai 
2008 wurde die deutsche Expertin Christine M. Merkel 
(Deutsche UNESCO-Kommission) zur Vizevorsitzenden 
des CDCULT gewählt. 

Im Bereich der Denkmalpolitik sind die europäische Da- 
tenbank „HEREIN“ zum Denkmalschutz hervorzuheben, 
an der über 35 Mitgliedstaaten (seit 2002 auch Deutsch- 
land) teilnehmen, sowie Maßnahmen zur Bewusstseins- 
bildung, u. a. durch den „European Heritage Day“ („Tag 
des offenen Denkmals“ in Deutschland). 

Anfang 2008 trat die Europäische Konvention zum 
Schutz des Audiovisuellen Erbes in Kraft. Die Umset- 
zung der Konvention soll durch ein ständiges Komitee 
beobachtet und im Kompendium-Projekt abgebildet wer- 


den. Eine Ratifizierung wird von deutscher Seite derzeit 
vorbereitet. 

9. Medien 

Das Ministerkomitee beschloss die Annahme der vom 
Lenkungsausschuss für Medien und neue Kommunika- 
tionsdienste (CDMC) erarbeiteten Empfehlung über 
Maßnahmen zur Förderung der Beachtung der Meinungs- 
und Informationsfreiheit sowie der Erklärungen zum Ma- 
nagement der digitalen Dividende und zum öffentlichen 
Interesse, der Unabhängigkeit und Funktion von Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich und des Schutzes der 
Würde, der Sicherheit und der Privatsphäre von Kindern 
im Internet. Der CDMC begann mit Vorbereitungsarbei- 
ten für ein Übereinkommen des Europarafs zum Schufz 
der Nachbarrechfe von Rundfunkorganisafionen. Ferner 
nahm er in konstrukfiver Zusammenarbeif mif der befrof- 
fenen Industrie erarbeitete Richtlinien an, die Anbietern 
von Intemetdiensten und Online-Spielen praktische Hil- 
festellungen geben sollen zur Beachtung der Menschen- 
rechte und der Grundfreiheiten, insbesondere des Artikel 
10 EMRK, in der Informationsgesellschaft. Der CDMC 
setzte seine Diskussion über die mögliche Einführung ei- 
nes neuen Mechanismus zur Überwachung der Einhal- 
tung des Artikel 10 EMRK kontrovers fort. Die Vorberei- 
tungsarbeiten für die ersfe Europarafskonferenz der für 
Medien und neue Kommunikationsdiensfe verantwortli- 
chen Minister im Mai 2009 in Reykjavik wurden intensi- 
viert. 

Die unter Beteiligung Deutschlands eingerichtete Ar- 
beitsgruppe des Ständigen Ausschusses des Europäischen 
Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernse- 
hen zur Revision dieses Übereinkommens hat die Novel- 
lierungsentwürfe weiterentwickelt. Die Revision soll sich 
nach dem Willen der Mitgliedstaaten so weit wie möglich 
an die neue Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
der EU anlehnen. Deckungsgleiche Regelungen sind je- 
doch nicht immer gewollt bzw. möglich, da der Europarat 
zum Teil andere Zielsetzungen verfolgt sowie auf keine 
den rechtsverbindlichen und gerichtlich überprüfbaren 
Enfscheidungen der EU-Kommission vergleichbare efab- 
lierte Sfrukturen zurückgreifen kann. Der Abschluss der 
Arbeiten wird für 2009 erwartet. 
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Statistische Angaben zum Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Europarats 
im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2008 

Aniage 1 

Das Ministerkomitee trat im Beriehtszeitraum einmal, am 7. Mai 2008, zu seiner 118. Sitzung in Straßburg zusammen. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten traf sieh im Beriehtszeitraum zu 14 ordentliehen Sitzungen und 2 Sitzungen zur 
Überwaehung der Umsetzung der Reehtsspreehung des EGMR. 

Dabei wurden im Jahre 2008 insgesamt 19 997 Tagesordnungspunkte behandelt, davon 1 198 Tagesordnungspunkte 
innerhalb der ordentliehen Sitzungen und 18 799 Tagesordnungspunkte innerhalb der Sitzungen zur Überwaehung der 
Umsetzung der Reehtspreehung des EGMR (das Zahlenmaterial zu den Tagesordnungspunkten ist nur jährlich verfüg- 
bar). 


Anlage 2 

Empfehlungen der Parlamentarisehen Versammlung des Europarats, zu denen das Komitee der Ministerbeauftragten 
im Beriehtszeitraum Antworten gegeben hat: 


Nummer der 
Empfehlung 

Datum der 
Empfehlung 

Datum der 
Antwort 

Titel 

1735 

26/01/06 

20/02/08 

Das „Nationskonzept“ (The eoneept of „nation“) 

1740 

10/04/06 

16/01/08 

Der Platz der Mutterspraehe in der Sehulausbildung 

1777 

22/01/07 

23/04/08 

Sexuelle Übergriffe in direktem Zusammenhang mit 

K.-o. -Tropfen 

1778 

23/01/07 

06/02/08 

Kinderopfer: Ausmerzen aller Formen von Gewalt, 
Ausnutzung und Missbraueh 

1787 

26/01/07 

16/01/08 

Das Vorsorgeprinzip und das Haftpflieht-Risiko- 
management 

1790 

16/03/07 

16/01/08 

Die Situation von Frauen im Südkaukasus 

1791 

18/04/07 

11/06/08 

Der Stand von Mensehenreehten und Demokratie 
in Europa 

1795 

24/05/07 

21/05/08 

Überwaehung der Verpfliehtungen im Sozialreeht 

1796 

24/05/07 

06/02/08 

Die Situation älterer Personen in Europa 

1798 

24/05/07 

18/06/08 

Aehtung vor dem Prinzip der Gleiehbereehtigung der 
Gesehleehter im Privatreeht 

1799 

26/06/07 

20/02/08 

Das Bild von Frauen in der Werbung 

1801 

27/06/07 

16/01/08 

Geheime Festnahmen und illegale Überführungen von 
Häftlingen innerhalb der Europaratsmitgliedstaaten - 
zweiter Berieht 

1802 

27/06/07 

11/06/2008 

Situation von Langzeitflüehtlingen und umgesiedelten 
Personen in Südosteuropa 

1803 

28/06/07 

16/01/08 

Die Verfolgung von Straftaten, die in den Zuständigkeits- 
bereieh des Internationalen Strafgeriehtshofes für das 
ehemalige Jugoslawien fallen 

1806 

01/10/07 

12/03/08 

Aktivitäten der Internationalen Organisation für 

Migration (lOM) 

1807 

01/10/07 

12/03/08 

Regularisationsprogramme für Migranten 
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Nummer der 
Empfehlung 

Datum der 
Empfehlung 

Datum der 
Antwort 

Titel 

1810 

02/10/07 

11/06/08 

Würdigung der Verbindlichkeiten und Verpflichtungen 
von Moldawien 

1811 

03/10/07 

21/05/08 

Regionalisierung in Europa 

1813 

03/10/07 

21/05/08 

Für eine europäische Konvention zur Förderung von 
öffentlicher Gesundheitspolitik bei Arzneimittelkontrolle 

1814 

04/10/07 

11/06/08 

Entkriminalisierung in Verleumdungsfällen 

1815 

04/10/07 

11/06/08 

Prostitution - Welche Haltung einnehmen? 

1818 

23/11/07 

21/05/08 

Aktivitäten und Ziele der Entwicklungsbank des 
Europarates 

1820 

23/11/07 

11/06/08 

Zusammenarbeit zwischen der Versammlung und der 
Konferenz der INGOs 


Anlage 3 

Deutschland ratifizierte im Berichtszeitraum ein Übereinkommen: 

18. 01. 2008 Nr. 188 Zusatzprotokoll zum Übereinkommen gegen Doping 

Deutschland zeichnete im Berichtszeitraum ein Übereinkommen: 

17.04.2008 Nr. 127 Übereinkommen über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen 


Anlage 4 

ln der ersten Jahreshälfte von 2008 hat das Komitee der Ministerbeauftragten zu 12 Empfehlungen des Kongresses der 
Gemeinden und Regionen Antworten gegeben. 

Die gesamte Liste ist unter folgendem Pfad zu erreichen: http://www.coe. int/t/cmAVCD/simpleSearch_en.asp#; Search 
period: between 01/01/2008 and 30/06/2008, Advanced search: Author: Sector: Committee of Ministers; Level: Final 
replies to Congress Recommendations. 
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